
Suchergebnisse: Einberufene

25. März 1409 – Das Konzil von Pisa beginnt

Pisa * Das Konzil von Pisa&nbsp;beginnt.&nbsp;Noch nie zuvor hat ein

Kardinalskollegium&nbsp;- ohne Rücksprache mit Papst oder Kaiser - ein allgemeines Konzil der

Gesamtkirche einberufen.&nbsp;Die Initiative der Kardinäle&nbsp;stößt auf breite Zustimmung:

Über 600 Kleriker nehmen am Konzil von Pisa&nbsp;teil.    Die parallel einberufenen

Konzilien&nbsp;der beiden Päpste Gregor XII. in Cividale und Benedikt XIII. in Perpignan haben

nicht annähernd so viele Teilnehmer.&nbsp;Die überwiegende Zustimmung des Klerus zum

Konzil in Pisa&nbsp;isoliert die beiden Päpste auf Dauer.    Das Konzil von Pisa&nbsp;zitiert die

Päpste Gregor XII. und Benedikt XIII. nach Pisa und macht ihnen nach deren Weigerung einen

förmlichen Ketzerprozess&nbsp;als hartnäckige Schismatiker.&nbsp;Damit ist die entscheidende

Grundlage für das weitere Vorgehen geschaffen.

13. Dezember 1503 – Herzog Albrecht IV. von Baiern-München macht seine Erbansprüche geltend

Landshut * Auf dem noch von Herzog Georg dem Reichen nach Landshut einberufenen Landtag,

macht Herzog Albrecht IV. von Baiern-München seine Erbansprüche geltend. 

5. November 1809 – Bewaffnete Südtiroler Bauern greifen Bozen an

Tirol - Bozen * Bewaffnete Südtiroler Bauern greifen Bozen an. Unentschlossenheit und

mangelnde Führung verhinderten einen Erfolg. Als sich dann von Süden her 2.000 französische

Soldaten der Stadt nähern, lösen sich die Angreifer auf.    Andreas Hofer, der „gewöste

Oberkommandant“, trifft am Brenner auf einige, nicht zum Frieden entschlossene

Aufständische und ändert seine Einstellung erneut. Er ignoriert das Beratungsergebnis der von

ihm selbst einberufenen Delegiertenversammlung und bricht sein gegebenes Wort gegenüber

General Drouet. Erneut ruft er zum Kampf auf. Dass er damit dem Land jede Schonung verbaut,

muss er wissen.

8. Mai 1896 – Die Abhaltung der II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung begrüßt

München-Au * Auf einer im Gasthaus zum Damenwirt einberufenen Versammlung wird
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das Anliegen zur Abhaltung der II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung auf der Kohleninsel

„aufs Freudigste“ begrüßt.     Man bringt die Überzeugung zum Ausdruck, dass die Kohleninsel

dereinst ein wahres Juwel inmitten der Stadt bilden und nach der Ausstellung einen mächtigen

Anstoß zur Hebung der sämtlichen umliegenden Stadtteile veranlassen wird.

1. August 1914 – München wird zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung

München * München, das nach Berlin die zweitgrößte Garnison im Deutschen Reich besitzt, wird

zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung. Einberufene und Kriegsfreiwillige strömen

hier zusammen.  Auf den Münchner Bahnhöfen, die unter militärische Kontrolle stehen, herrscht

riesiger Trubel; alleine am Hauptbahnhof verkehren täglich bis zu 700 Züge.

27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt

Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern

der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik
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abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

Münchner Zeitensprünge Seite 3/4



drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

29. März 1919 – Protest gegen den Entwurf der Weimarer Verfassung

München * Dipl.-Ing. Otto Ballerstedt vom Bayernbund&nbsp;legt in einer von ihm einberufenen

Versammlung Protest gegen die im Entwurf der Weimarer Verfassung&nbsp;beabsichtigte

Beseitigung der bayerischen Reservatsrechte&nbsp;ein.&nbsp;Er sagt: „Für Großpreußen haben

wir in Süddeutschland kein Verständnis.&nbsp;Wir wollen ein großes deutsches Reich mit

wahrhaft gleichberechtigten Bundesstaaten.“&nbsp;

4. April 1919 – Dr. Arnold Wadler: Der Landtag wird am 8. April nicht zusammentreten

München-Maxvorstadt * Auf einer vom Zentralrat einberufenen und gut besuchten Veranstaltung

im Löwenbräukeller teilt Dr. Arnold Wadler mit, dass der Landtag am 8. April nicht

zusammentreten wird. Wadler fordert dagegen:       die Schließung des Landtags,   die Ausrufung

eines Generalstreiks,   die Proklamierung der Räterepublik und   die Verbrüderung mit dem

russischen und ungarischen Proletariat.      Der Zentralrat beschließt nach einer lebhaften

Diskussion, die für Dienstag [= 8. April] anberaumte Wiedereröffnung des Parlaments

abzusagen.&nbsp;
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